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Antrag 

der Fraktionen der CDU CSU, der SPD und des Zentrums 


betr.: Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Umsatz- 
steuer-Gesetzes, 

Der Bundestag wolle beschließen, folgendem Gesetzentwurf die Zu- 
stimmung zu erteilen: 

Entwurf eines Gesetzes 
zur Änderung des Umsatzsteuergesetzes. 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlossen : 

Artikel I 

Das Umsatzsteuergesetz vom 16. Oktober 1934 (Reichsgesetzblatt 1 
Seite 942) in der Fassung, die sich aus den bis zum Inkrafttreten 
dieses Gesetzes erfolgten Änderungen und Ergänzungen ergibt, wird 
wie folgt geändert: 

1. In § 7 wird Absatz 4 gestrichen. 

2. In § 7 wird der bisherige Absatz 5 Absatz 4. 

Artikel II 

Die Obersten Finanzbehörden der Länder des Vereinigten Wirtschafts- 
gebietes sind ermächtigt, für Unternehmer, deren steuerpflichtiger 
Umsatz im letzten vorangegangenen Kalenderjahr 20 000 Deutsche 
Mark nicht überschritten hat, vierteljährliche Vorauszahlungen und 
vierteljährliche Voranmeldungen zuzulassen. 

Artikel III 

(1) Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 1950 in Kraft. 

(2) Der vor dem 1. Januar 1950 geltende Steuersatz von drei- 
unddreiviertel vom Plündert ist noch anzuwenden, wenn bei der 
Besteuerung nach den vereinnahmten Entgelten die Vereinnahmung 
des Entgelts, bei der Besteuerung nach den vereinbarten Entgelten 
für die bewirkten Umsätze die Lieferung oder sonstige Leistung vor 
dem 1. Januar 1950 erfolgt ist. Maßgebend ist die Besteuerungsart, 
die für den Unternehmer am 1. Dezember 1949 galt. 

(3) Sind Leistungen aus Verträgen, die vor dem Inkrafttreten 
dieses Gesetzes abgeschlossen worden sind, nach Artikel I Ziffer 1 
dieses Gesetzes von der erhöhten Umsatzsteuer befreit, so ist der 


Druck*. Bonner Unlversltäts-Buchdruckerel Gebr. Scheur, Bonn 
Alleln-Vertrleb : Dr. Hans Heger, Andernach, Breite Str. 10 
und Wiesbaden, Nletzschestr. 1 



Unternehmer verpflichtet, dem Empfänger der Leistung einen Nach- 
laß vom Entgelt zu gewähren, der der Minderung der auf die 
Leistung entfallenden Umsatzsteuer entspricht. Dieser Anspruch bildet 
keinen Grund zur Vertragsaufhebung. Vereinbarungen sind nichtig, 
soweit sie dieser Vorschrift entgegenstehen. 


Bonn, den 19. Januar 1950 
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